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1.  Vertragsgrundlage 
 Dem Vertrag liegen ausschließ-

lich diese Allgemeinen Vertrags-
bedingungen zugrunde. Andere 
Allgemeine Vertragsbedingungen 
gelten nicht. Abweichende Re-
gelungen bedürfen der Schrift-
form, ebenso wie die Vereinba-
rung der Aufhebung der Schrift-
form selbst.   

 
2.  Vergütung 
2.1  Eine Vergütung ist nur für nach-

gewiesene Leistungen geschul-
det. Die ordentliche Nachweisfüh-
rung ist Pflicht des NU.  Der NU 
muss deshalb dafür sorgen, dass 
später nicht mehr sichtbare Ar-
beiten rechtzeitig in einem ge-
meinsamen Aufmaß festgehalten 
werden. 

 
2.2  Aufmaße sind nur dann aner-

kannt, wenn sie vom im Vertrag 
ausdrücklich so bevollmächtigten 
verantwortlichen Bauleiter oder 
einem anderen Bevollmächtigten 
des AG unterschrieben sind. An-
dere Personen haben hierzu kei-
ne Vollmacht. 

 
2.3  Die Einheitspreise sind Fest-

preise für die Dauer der Bauzeit 
und behalten auch dann ihre Gül-
tigkeit, wenn Massenänderungen 
im Sinne von § 2 Absatz 3 VOB/B 
eintreten. 

 
2.4 Grundsätzlich umfasst die verein-

barte Vergütung alle fix und ferti-
gen Leistungen. Dies gilt auch für 
zusätzliche Leistungen oder Kos-
tenvoranschläge. Ohne schriftli-
che Ankündigung von zu-
sätzlichen Leistungen besteht 
kein Anspruch auf Vergütung. 
Mehrforderungen und Nachträge 
sind anhand der Urkalkulation zu 
berechnen und anzubieten. So-
fern der NU Zusatzvergütungen 
verlangt, muss das Angebot des 
Nachtrags vollständig so recht-
zeitig vorgelegt werden, dass 
diese beim AG vorab geltend 
gemacht werden können. 

 
2.5  Für die Durchführung des Vertra-

ges gelten im Übrigen die Rege-
lungen der VOB/B und VOB/C, 
Fassung 2019. 

 
3.  Ausführungsunterlagen 
 Der NU hat sich über die Lage 

und Zugänglichkeit der Baustelle, 
den Zustand des Baus sowie alle 
für die Durchführung der Arbeiten 
wichtigen Tatsachen, zum Bei-
spiel über das Vorhandensein 
und die Lage der Versorgungs-
leitungen, Kabel etc., selbst zu 
unterrichten. Eine Einweisung 
durch den AG erfolgt nicht.  

 
4. Unbedenklichkeitsbescheini-

gungen 
 Der NU hat innerhalb von 6 

Werktagen nach Erteilung des 
Auftrages durch Vorlage von Bei-
tragserfüllungs- bzw. Unbedenk-
lichkeitsbescheinigungen die Er-
füllung seiner laufenden Ver-
pflichtungen gegenüber Sozial-

versicherungsträgern und Steu-
erbehörden nachzuweisen. Er-
folgt dies nicht, ist der AG be-
rechtigt, die dem NU zustehende 
Vergütung bis zur Vorlage der 
Nachweise zurückzuhalten. Glei-
ches gilt für den Nachweis der 
Freistellungsbescheinigung. 

 
 Der NU wird ausdrücklich darauf 

hingewiesen, dass er die Vor-
schriften des Arbeitnehmerent-
sendegesetzes (AEntG) und des 
Arbeitnehmerüberlassungsgeset-
zes (AÜG) einhalten muss und 
dies auch von eventuellen eige-
nen Subunternehmern zu verlan-
gen hat. Der NU haftet gegen-
über dem AG für seine einge-
setzten Subunternehmer, insbe-
sondere für die Verpflichtung aus 
diesen Vorschriften. Er hat die 
eingesetzten Subunternehmer 
gegenüber dem AG namentlich 
vollständig zu benennen und die 
Einhaltung der Vorschriften durch 
diese auf Verlangen nachzuwei-
sen. 

 
5.  Ausführungsfristen 
 Auch die im Bauzeitenplan ent-

haltenen Einzelfristen gelten als 
Vertragsfristen. Ändern sich auf-
grund des Bauablaufs verbindli-
che Ausführungsfristen und Ter-
mine, werden diese dem NU 
mindestens eine Woche vor Be-
ginn der Ausführung mitgeteilt. Im 
Falle der Änderung genügt die 
Aufforderung des AG, dass der 
NU nun innerhalb von 6 Werk-
tagen die Arbeiten beginnen bzw. 
unterbrochene Arbeiten wieder-
aufnehmen muss.  

 
6.  Ausführung 
6.1 Der NU haftet vollständig für sei-

ne Leistung und das von ihm ein-
gesetzte in- oder ausländische 
Personal und muss den AG in-
sofern von jeder Haftung freistel-
len. Soll vom NU ausländisches 
Personal eingesetzt werden, so 
ist dies dem AG vor Vertrags-
schluss mitzuteilen, um so über-
prüfen zu können, ob die deut-
schen tariflichen und gesetzlichen 
Bestimmungen eingehalten wer-
den. Der NU verpflichtet sich, 
seinen Betrieb ausreichend und 
angemessen zu versichern; dabei 
gilt eine Deckungssumme von 
mindestens 2,5 Mio. Euro als 
ausreichend. 

 
6.2  Benutzt der NU fremde Einrich-

tungen, Gerüste, Maschinen etc., 
so handelt er auf eigene Gefahr. 
Der AG übernimmt keine Haftung 
für die Sicherheit solcher Anlagen 
für Zwecke des NU. 

 
6.3.  Seine Leistungen hat der NU im 

eigenen Betrieb auszuführen. 
Setzt der NU ohne schriftliche 
Zustimmung des AG Nachunter-
nehmer ein (§ 4 Absatz 8 
VOB/B), so ist der AG berechtigt, 
den Vertrag zu kündigen, wenn er 
dem NU eine angemessene Frist 
zur ordnungsgemäßen Vertrags-
erfüllung gesetzt und erklärt hat, 

dass er ihm nach fruchtlosem Ab-
lauf der Frist den Auftrag ent-
ziehen werde. 

 
6.4  Der NU ist für die Verwahrung 

bzw. Unterbringung seiner Mate-
rialien, Geräte sowie seines Per-
sonals selbst verantwortlich. 

 
6.5  Der NU hat für Ordnung und Sau-

berkeit auf der Baustelle zu sor-
gen. Eigener Schutt und Abfälle 
sind auf eigene Kosten zu besei-
tigen. Vom NU (oder seinen Lie-
feranten oder Nachunterneh-
mern) verursachte Verschmut-
zungen oder Beschädigungen der 
Baustelle, von öffentlichen oder 
privaten Straßen und Flächen 
sind auf seine Kosten unverzüg-
lich zu beseitigen. 

 
 Kommt der NU diesen Pflichten 

trotz angemessener Nachfrist 
schuldhaft nicht nach, kann der 
AG die Beseitigung auf Kosten 
des NU vornehmen lassen. 

 
6.6   Der NU ist für die seine Leistung 

betreffende Verkehrssicherung,     
-regelung und Einholung ver-
kehrsrechtlicher Anordnungen 
selbst verantwortlich. Die daraus 
entstehenden Kosten sind bereits 
in den Einheitspreis der entspre-
chenden Position mit einzukalku-
lieren, wenn keine gesonderte 
Position im Leistungsverzeichnis 
aufgeführt ist.  

 
6.7  Der NU hat Bautagesberichte zu 

führen und werktäglich dem AG 
eine Durchschrift zu übergeben. 
Die Berichte müssen die zutref-
fenden Angaben enthalten, ins-
besondere für: Personal- und Ge-
räteeinsatz des NU, Fortschritt 
der Arbeiten, eventuelle Behinde-
rungen, besondere Vorkomm-
nisse, Abschluss von Vereinba-
rungen etc. 

 
 Für das Führen der Bautagesbe-

richte erhält der NU keine beson-
dere Vergütung. 

 
6.8  Der AG kann verlangen, dass 

Arbeitskräfte des NU, die fachlich 
oder persönlich ungeeignet sind, 
von der Baustelle entfernt oder 
durch andere ersetzt werden. 

 
6.9  Der NU ist für die Sicherheit sei-

ner Mitarbeiter allein verantwort-
lich, insbesondere für die Einhal-
tung der DGUV Vorschrift 1, so-
wie mit ihr zusammenhängende 
Vorschriften, unabhängig von an-
deren am Bau Beteiligten. Der 
NU hat die Belehrung seiner Mit-
arbeiter    hierüber nachzuwei-
sen. Vom AG werden hierfür kei-
ne Maßnahmen getroffen. 

 
6.10 Erbringt der AG aus vom NU zu 

vertretenden Gründen Leistun-
gen, die ursprünglich im Leis-
tungsumfang des NU enthalten 
waren, kann er von diesem die 
Mehrkosten, insbesondere aber 
einen Allgemeinkostenzuschlag 
von 17 %, verlangen. 

7. Überprüfungs- und Mitwir-
kungspflichten  

7.1  Der NU hat die für die Ausfüh-
rung seiner Arbeiten erforderli-
chen Unterlagen rechtzeitig an-
zufordern und sofort zu überprü-
fen. 

 
7.2  Maßfehler, Widersprüche zwi-

schen Zeichnungen und dem 
Leistungsverzeichnis oder zwi-
schen anderen Unterlagen sind 
dem AG unverzüglich zu melden. 

 
7.3  Vor Beginn der einzelnen Arbeits-

abschnitte sind sämtliche Ausfüh-
rungsmaße an Ort und Stelle und 
anhand der Vorgaben des AG 
durch den NU zu überprüfen. 

 
 Alle nicht vom AG ausdrücklich 

freigegebenen Maßangaben, Ab-
steckungen, Höhenangaben etc. 
müssen, soweit die Leistung des 
NU davon betroffen ist, nachge-
messen und überprüft werden. 
Der NU haftet für die von ihm 
festgestellten, verwendeten und 
überprüften Maße. 

 
7.4  Stellt der NU Unstimmigkeiten 

fest, so ist der AG unverzüglich 
schriftlich darauf hinzuweisen. 

 
7.5  Bei Zweifeln in der Ausführung ist 

der NU verpflichtet, sich vom AG 
einweisen zu lassen. 

 
8. Aushändigung der Urkalkula-

tion, Folgen unzureichender 
Unterlagen 

 Vom NU ist innerhalb von 8 Ta-
gen nach Vertragsschluss die Ur-
kalkulation an den AG unver-
schlossen auszuhändigen. Darin 
muss für jede Position angege-
ben sein: Die einzelnen Preisbe-
standteile für Lohn, Stoffe, Ge-
räte, Nachunternehmerleistungen 
und sonstige Leistungen, die Zu-
schlagsätze für die Gemeinkos-
ten, Bezeichnung, Mengen und 
Anteile verwendeter Materialien 
und Gegenstände etc. 

 
 Wird die Urkalkulation nicht oder 

nicht rechtzeitig abgegeben oder 
entspricht sie nicht den genann-
ten Anforderungen oder kann sie 
auf Verlangen dem AG nicht vor-
gelegt werden, so dass Angebote 
des NU (z. B. für Nachträge oder 
Behinderungskosten) anhand 
dieser Urkalkulation nicht über-
prüft werden können, gilt der ak-
tuelle Wettbewerbspreis als ver-
einbart. Weist der AG in diesem 
Fall günstigere Angebote nach, 
vermindern sich die Preise ent-
sprechend. Bei Nichtvorlage der 
Urkalkulation wird dem NU für 
Nachträge nur die Summe der 
Einzelkosten der Teilleistungen    
- also ohne Gemeinkostenanteil - 
vergütet, da der AG selbst ge-
genüber dem Hauptauftraggeber 
aufgrund des Verschuldens des 
NU diesen Nachweis nicht führen 
kann. Weist der NU den Gemein-
kostenanteil in anderer Weise 
nach, ist er dementsprechend 
vom AG auch zu vergüten. 
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9.  Behinderungen 
 Ist erkennbar, dass sich eine Be-

hinderung ergibt, hat der NU die-
se und ihre Auswirkungen sofort 
dem AG schriftlich anzuzeigen. 
Unterlässt er schuldhaft diese 
Anzeige, hat er dem AG daraus 
entstehenden Schaden zu erset-
zen.  

  
 Für Fälle von einfacher Fahrläs-

sigkeit des AG wird der Scha-
densersatzanspruch für Sach- 
und Vermögensschäden der Hö-
he nach begrenzt auf 20 % der 
NU-Auftragssumme. 

 
10.  Stundenlohnarbeiten 
 Regieleistungen müssen vor Aus-

führung der Arbeiten vom AG 
schriftlich wirksam beauftragt 
werden. Die Stundenlohnzettel 
sind werktäglich beim AG einzu-
reichen.  

 
 Ohne Einhaltung dieser Voraus-

setzungen gilt der Stundenlohn-
zettel nicht als Nachweis für die 
Stundenlohnarbeiten. Die Be-
stimmung des § 15 Absatz 3 letz-
ter Satz VOB/B, wonach nicht 
fristgemäß zurückgegebene 
Stundenlohnzettel als anerkannt 
gelten, wird ausgeschlossen. 

 
11.  Aufmaß und Abrechnung 
 Die Bauabrechnung muss den 

Anforderungen des Haupt-AG 
entsprechen; sie erfolgt nach tat-
sächlich erbrachter, mangelfreier 
Leistung, gemessen grundsätz-
lich nach Planunterlagen, hilfs-
weise nach gemeinsam erstell-
tem Aufmaß (Abrechnungs-
weise). Über die Art der Abrech-
nungsweise entscheidet im Zwei-
fel der Bauleiter. Die Ent-
scheidung hat dann schriftlich zu 
erfolgen. 

 
 Die Rechnungen haben den ge-

setzlichen Anforderungen zu ent-
sprechen. Hinsichtlich der Rech-
nungsstellung ist zu beachten, 
dass sie in dreifacher Ausferti-
gung erfolgen muss und gemäß § 
13 b Absatz 2 Absatz 4 UStG die 
Umsatzsteuerschuld für diese 
Bauleistung auf den Leistungs-
empfänger übergeht, sofern die 
Voraussetzungen vorliegen. 
Wenn nicht anders vereinbart, gilt 
für sämtliche Rechnungen ein 
Skontonachlass in Höhe von 3 %. 
Die Skontofrist beträgt 14 Werk-
tage ab Zugang der Rechnung 
beim AG, frühestens beginnend 
ab Fälligkeit der jeweiligen Rech-
nung. Die Skontofrist für die 
Schlussrechnung beträgt abwei-
chend 8 Wochen. Nicht ord-
nungsgemäß gestellte Rechnun-
gen werden nicht fällig und dürfen 
zurückgewiesen werden. Die 
Zahlungsfrist beginnt mit Rech-
nungszugang. 

 
 Sämtliche Zahlungen erfolgen 

aus technischen Gründen grund-
sätzlich nur einmal pro Woche. 
Fällt der Ablauf der Skontofrist 
oder einer Zahlungsvereinbarung 

auf einen Tag der Woche nach 
dem wöchentlichen Zahlungster-
min, gilt die Skontofrist oder die 
Zahlungsvereinbarung noch als 
gewahrt, wenn die Zahlung beim 
nächsten Zahlungslauf, spätes-
tens aber 6 Tage nach Ablauf der 
Skontofrist, erfolgt. 

 
Fällt der Rechnungseingang in 
die Zeit eines Betriebsurlaubs 
beim AG, gilt der Zugang dieser 
Rechnung erst mit dem Tag als 
erfolgt, an dem der AG seinen 
Betrieb nach dem Betriebsurlaub 
wieder aufnimmt. 

 
12.  Rückforderungen durch den 

AG 
 Der NU hat im Falle einer Über-

zahlung den zuviel erhaltenen 
Betrag innerhalb von 7 Werkta-
gen nach Zugang der Rückzah-
lungsaufforderung zurückzube-
zahlen. Bei Rückforderungen aus 
Überzahlungen kann sich der NU 
nicht auf den Wegfall der Berei-
cherung (§ 818 Abs. 3 BGB) be-
rufen. 

 
 Im Falle einer Überzahlung hat 

der NU den zu erstattenden Be-
trag - ohne Umsatzsteuer - vom 
Empfang der Zahlung an mit 4 v. 
H. zu verzinsen, es sei denn, es 
werden höhere oder geringere 
gezogene Nutzungen nachge-
wiesen. 

 
 Für die Verjährung wird die An-

wendung von § 197 Abs. 1 Ab-
satz 3 BGB analog vereinbart. 

 
13. Schutz vor Beschädigung und 

Diebstahl 
 Der NU hat die von ihm ausge-

führten Leistungen und die ihm 
für die Ausführung übergebenen 
Gegenstände bis zur Abnahme 
vor Beschädigung und Diebstahl 
zu schützen. Dies gilt auch für 
den Schutz vor Oberflächen- und 
Tagwasser, vor Winterschäden 
und Grundwasser sowie vor 
Schnee und Eis. Der NU erhält 
hierfür keine gesonderte Vergü-
tung. 

 
14.  Wegfall der Geschäftsgrund-

lage 
 Hinsichtlich eines Anspruches 

aus Wegfall der Geschäfts-
grundlage ist dem NU eine Ände-
rung um bis zu 50 % zumutbar. 

 
15.  Abnahme 
 Eine förmliche Abnahme wird 

vereinbart. Der AG darf die Ab-
nahme der Leistung des NU auch 
bei nur unwesentlichen Mängeln 
verweigern, wenn diese in ihrer 
Gesamtheit zu einer Minderung 
der Vergütung des NU um min-
destens 10 % führen würden. 

 
 Die Abnahmefiktionen der VOB/B 

(§ 12 Absatz 5) sind ausge-
schlossen. 

 
 Maßgebend für den Beginn der 

Verjährungsfrist für Mängelan-
sprüche ist die förmliche Ab-

nahme durch den AG. Eine Ab-
nahme in sich abgeschlossener 
Teile der Leistung (§ 12 Absatz 2 
a VOB/B) wird ausgeschlossen. 

 
 Der NU ist verpflichtet, auf die 

Abnahme seiner Leistung bis zu 
6 Wochen nach Fertigstellung 
seiner Arbeiten zu warten, um ei-
nen Gleichlauf der Fristen für 
Mängelansprüche zu erreichen. 

 
16.  Mängelansprüche 
 Bereits vor Abnahme kann der 

AG Mängelbeseitigung verlan-
gen. Zur Mängelbeseitigung ge-
hört auch die Übernahme der 
Kosten für Ausbau der mangel-
haften und Wiedereinbau der 
mangelfreien Sache. Nach erfolg-
reicher Mängelbeseitigung be-
ginnt für die Mängelbeseiti-
gungsleistung die in Absatz 1 ge-
nannte Frist für Mängelansprüche 
erneut zu laufen. 

 Für Mängelansprüche nach Ab-
nahme gegen den NU gilt § 13 
VOB/B, jedoch beträgt die Ver-
jährungsfrist in Abänderung von 
Absatz 4 generell 5 Jahre und 3 
Monate. Diese längere Gewähr-
leistungsfrist gilt auch für Män-
gelansprüche aus Mängelbeseiti-
gungsleistungen.  

 
 § 13 Absatz 7 VOB/B ist ausge-

schlossen.  
 
17.  Haftung 
 Die Haftung des AG wird be-

schränkt auf Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit, außer im Falle von 
Personenschäden. Die Haftung 
wegen einer fahrlässigen Pflicht-
verletzung wird begrenzt auf den 
vertragstypischen vorhersehba-
ren Schaden, es sei denn, dass 
eine Kardinalpflicht verletzt wird, 
ausgenommen bei Personen-
schäden. Die Haftung für fahrläs-
sige Pflichtverletzung wird außer- 

 dem beschränkt auf den ty-
pischen Wiederherstellungsauf-
wand. Jede weitergehende Haf-
tung auf Schadensersatz wird 
ohne Rücksicht auf die Rechts-
natur des Anspruches ausge-
schlossen. Diese Haftungsbe-
schränkung gilt nicht für das 
Recht des anderen Teils, sich 
aufgrund einer Pflichtverletzung 
vom Vertrag zu lösen sowie auf-
grund einer Pflichtverletzung 
Nacherfüllung zu verlangen. Die-
se Haftungsbeschränkung gilt 
ebenso nicht für Ansprüche nach 
dem Produkthaftungsgesetz. So-
weit die Haftung des AG ausge-
schlossen oder beschränkt ist, gilt 
dies auch für die Haftung seiner 
Angestellten, Arbeitnehmer, Ver-
treter und Erfüllungsgehilfen.  

 
18.  Sicherheit 
 Für die Vertragserfüllung wird die 

Stellung einer Sicherheit durch 
den NU entsprechend § 17 
VOB/B in Höhe von 10 % der 
Auftragssumme vereinbart. Glei-
ches gilt für die Absicherung der 
Mängelansprüche des AG, wobei 
die vereinbarte Höhe der Sicher-

heit hier nur 5 % der Abrech-
nungssumme beträgt. 

 
19.  Abtretung und Aufrechnung 
 Eine Abtretung von Forderungen 

gegen den AG ist nur zulässig, 
soweit dieser der Abtretung zu-
stimmt. Der NU darf mit Forde-
rungen gegen den AG nicht auf-
rechnen, außer diese Forderun-
gen sind unstrittig oder rechts-
kräftig festgestellt. 

 
 Die Aufrechnung mit vom AG 

bestrittenen Ansprüchen aus dem 
Auftrag des NU ist ausgeschlos-
sen. 

 
20.  Rechts- und Gerichtsstand 
 Streitigkeiten entscheiden die 

ordentlichen Gerichte nach deut-
schem Recht. Als Gerichtsstand 
für alle Streitigkeiten aus dem 
Vertrag wird für Klagen des NU 
ausschließlich Passau, für Klagen 
des AG nach seiner Wahl Passau 
oder Berlin vereinbart. 

  
21.  Teilunwirksamkeit 
 Bei Unwirksamkeit einzelner Ver-

tragsbestimmungen verpflichten 
sich die Parteien, eine einver-
nehmliche Regelung zu treffen, 
die dem Sinn und der ursprüngli-
chen Absicht der Parteien hin-
sichtlich der unwirksam geworde-
nen Klausel entspricht. 


